
Öffentliche Bekanntmachung

Bekanntmachung des Landrates des Landkreises Vorpommern-Rügen,
untere Wasserbehörde nach § 5 UVPG

Die Gemeinde Ostseeheilbad Zingst beabsichtigt,den verrohrten Grabenabschnitt Zi 10/4
im Bereich der Dünenstraße bzgl. der Dimensionierung zu vergrößern.

DasVorhaben gilt wasserrechtlich als Gewässerausbaunach § 67 Abs. 2 WHG. Der Landrat
als zuständige Behörde für die wasserrechtliche Entscheidunghat eine allgemeine
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß§ 7 Abs. 1 UVPGin Verbindung mit Punkt 13.18.1 der
Anlage 1 UVPGdurchgeführt.

Die Prüfung hat zu dem Ergebnisgeführt, dassvon dem Vorhaben keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung
ist daher nicht erforderlich.

Begründung:
DasVorhaben stellt eine gewöhnliche Maßnahmezum Leitungsbau in einem
Siedlungsbereichdar, welcher nicht durch besondere Schutzkriterien gekennzeichnet ist.
Die Entwässerungdes Einzugsgebietesdes Grabenabschnittes wird sich durch die
Umsetzungder Maßnahmeverbessern und bei Einhaltung der Maßgabendes zu erlassenden
wasserrechtlichen Bescheideszu keinen Beeinträchtigungen für dasGesamteinzugsgebiet
führen. Um sowohl die Komplexität und die Auswirkungen der Dimensionserhöhungder
Rohrleitung für die Gesamtentwässerungssituation der Ortslage zu berücksichtigen und mit
dem vorliegenden Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptabzugleichen, sind Auflagen in
der wasserrechtlichen Zulassungerforderlich.
Bauzeitliche Beeinträchtigungen und / oder Einschränkungenbedeuten keine erheblichen
Auswirkungen auf die betrachteten Schutzgüter.

DadasVorhaben keiner UVP- Pflicht unterliegt, kann gemäß § 68 Abs. 2 WHGeine
Plangenehmigungerteilt werden.

DieseFeststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPGnicht selbstständig anfechtbar.
Der Landrat des LandkreisesVorpommern-Rügenals untere Wasserbehördewird über das
geplante Vorhaben nach den Vorschriften desWasserhaushaltsgesetzesentscheiden.

Stralsund, den 9.10.2017
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Fachdienstleiter
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